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Drucksache VI/2394 


Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung 

V 10 -5207.152 -630/71 


Sachgebiet 830 

Bonn, den 29. Juni 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bundesversorgungsgesetz 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Remscheid)r 
Burger, Dr. Götz und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2318 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich für die Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Wie hoch ist die Zahl der schwerstbeschädigten kriegsblinden 
Ohnhänder in der Bundesrepublik Deutschland und wie viele 
von ihnen erhalten nicht die Stufe VI der Schwerstbeschädigten- 
Zulage? 


■Nach der Statistik der orthopädisch Versorgten vom 30. Septem- 
ber 1970 wurden 120 blinde Ohnhänder und Ohnarmer ortho- 
pädisch versorgt. Es kann angenommen werden, daß diese Zahl 
auch der Zahl der tatsächlich vorhandenen blinden Ohnhänder 
und Ohnarmer entspricht. Wie viele Beschädigte davon nicht 
die Schwerstbeschädigtenzulage der Stufe VI erhalten, ist un- 
bekannt. 


2. Was sind die Gründe dafür, daß kriegsblinde Ohnhänder nach 
dem Punktzahlsystem (Verordnung zur Durchführung des § 31 
Abs. 5 des BVG) nicht die für die Stufe VI der Schwerstbe- 
schädigtenzulage erforderliche Punktzahl erreichen? 


Für die Einordnung der Beschädigten in die sechs Stufen der 
Schwerstbeschädigtenzulage ist das Ausmaß des Körperscha- 
dens maßgebend. Bei kriegsblinden Ohnhändern ist das Ausmaß 
des Körperschadens aber nicht einheitlich, weil sich dieser Per- 
sonenkreis aus Blinden mit Verlust beider Hände, aber auch 
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aus Blinden mit Verlust beider Arme im Oberarmbereich oder 
im Schultergelenk zusammensetzt. Dementsprechend wird 
Schwerstbeschädigtenzulage nach Stufe V den blinden Ohnhän- 
dern gewährt, deren Arme im Unterarm bei guten Stumpfver- 
hältnissen und ohne sonstige Komplikationen abgesetzt sind. 
Weist einer der Hand- oder Unterarmstümpfe schlechte Stumpf- 
verhältnisse oder sonstige Komplikationen auf und ist es des- 
halb gerechtfertigt, den Verlust einer der beiden Hände oder 
Unterarme für sich betrachtet mit einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit um 60 V. H. zu bewerten, so hat der Beschädigte, weil 
er durch diese Bewertung die Zahl von 280 Punkten erreicht, 
Anspruch auf eine Schwerstbeschädigtenzulage nach Stufe VL 
Blinde Beschädigte, die ihre Arme im Oberarmbereich verloren 
haben, erhalten ohne weiteres diese Stufe der Schwerstbeschä- 
digtenzulage. Gerechtfertigt werden diese unterschiedlichen 
Ergebnisse bei der Zuerkennung der Schwerstbeschädigtenzu- 
lage durch den unterschiedlichen Funktionsausfall, der mit dem 
Verlust der Hand, des Unterarms oder des Armes im Oberarm- 
bereich verbunden ist. 


3. VVcirum erhalten beispielsweise Querschnittsgelähmte einen 
PKW-Zuschuß nach § 11 Abs. 3 BVG in Höhe von 3000 DM, 
blinde Ohnhänder jedoch nur einen Zuschuß von 2500 DM? 


Maßgebend für die Unterscheidung zwischen Beschädigten, de- 
nen ein Zuschuß von 3000 DM und Beschädigten, denen ein 
Zuschuß von 2500 DM zur Beschaffung eines Motorfahrzeugs 
gewährt werden kann (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung zur 
Durchführung des § 11 Abs. 3 und der §§ 13 und 15 des Bundes- 
versorgungsgesetzes), war das Ausmaß der Gehbehinderung. 
Das gilt grundsätzlich auch für Pflegezulageempfänger. Die Ein- 
ordnung von Pflegezulageempfängern mindestens nach Stufe III 
bei den Beschädigten, die einen Zuschuß von 2500 DM erhal- 
ten können, hat demgegenüber, wie in § 5 Abs. 1 Buchstabe b 
der Verordnung zur Durchführung des § 11 Abs. 3 und der §§ 13 
und 15 des Bundesversorgungsgesetzes hervorgehoben ist, sub- 
sidiäre Bedeutung. 

Querschnittgelähmte erhalten unter diesen Gesichtspunkten 
den höheren Zuschuß, weil sie in besonders starkem Maße geh- 
behindert sind. Blinde Ohnhänder mögen diesen Beschädigten 
hinsichtlich der Schwere der Schädigungsfolgen vergleichbar 
sein. Die Bundesregierung hat sich jedoch nicht entschließen 
können, der Schwere der Schädigungsfolgen bei der Zuer- 
kennung des Zuschusses zur Beschaffung eines Motorfahrzeugs 
die gleiche Bedeutung zuzuerkennen, weil das Kraftfahrzeug in 
erster Linie ein Mittel zur Überwindung der Gehbehinderung 
darstellt. 
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4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Tonband- 
geräte für Blinde mindestens fünf Jahre halten müssen, diese 
Geräte wegen der starken Beanspruchung in der Regel aber nur 
drei Jahre verwendet werden können? 


Die Laufzeit des Zuschusses zur Beschaffung eines i onbandge- 
rätes betrug ursprünglich acht Jahre. Sie ist auf Einwendungen 
von Seiten der Kriegsopfer nach Einholung eines technischen 
Gutachtens mit der Anderungsverordnung vom 18. Dezember 
1967 auf fünf Jahre herabgesetzt worden. Nachdem in letzter 
Zeit erneut verschiedene Vorschläge zur Ausstattung der Be- 
schädigten mit Tonbandgeräten gemacht worden sind, habe ich 
den Bund der Kriegsblinden Deutschlands mit Schreiben vom 
26. März 1971 gebeten, detailliert zu Fragen Stellung zu neh- 
men, die sich mit diesem Komplex befassen. Eine Antwort liegt 
mir bisher noch nicht vor. Nach Eingang der Antwort werde ich 
die notwendige weitere Prüfung des Anliegens in die Wege 
leiten. 


5. BcabsichLigt die Bundesregierung auch neue Geräte, wie Tele- 
fonapparate für Ohnhänder (Siemens) oder Kassettenrecorder 
als orthopädische Hilfsmittel anzuerkennen? 

Die mit dem zuvor genannten Schreiben gestellten Fragen be- 
ziehen sich auch auf die Benutzung von Kassettenrecordern. Ich 
kann daher insoweit auf die zu Frage 4 gegebene Antwort hin- 
weisen. Im übrigen darf ich wohl unterstellen, daß sich Ihre 
Frage auf die Gewährung von Telefonwählanlagen für blinde 
Ohnhänder, nicht auf Telefonapparate für Ohnhänder bezieht. 
Hinsichtlich der Telefonwählanlage für blinde Ohnhänder, de- 
ren Verwirklichung nach Auskunft von Industrieseite zum 
Preise von etwa 6000 DM pro Anlage möglich sein dürfte, habe 
ich den Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen ge- 
beten, klären zu lassen, ob dem Anliegen der kriegsblinden 
Ohnhänder nur in der von Industrieseite vorgeschlagenen 
Weise entsprochen werden kann oder ob es auch noch andere 
W^ege gibt, dem Anliegen gerecht zu werden. 


6. Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der gestiegenen Le- 
benshaltungskosten eine Änderung der Eigenleistung — 20% — 
und des Höchstbetrages — 400 DM — beim Ersatz von Ton- 
bandgeräten? 

Mein Schreiben an den Bund der Kriegsblinden Deutschlands 
vom 26. März 1971 schließt auch solche Fragen ein, die es mir 
ermöglichen sollen, die Höhe des Zuschusses zur Beschaffung 
eines Tonbandgerätes einschließlich der Eigenbeteiligung zu 
überprüfen. 


Walter Arendt 
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